
Recht ist unerläßliches Gestaltungsmittel der kommu­
nistischen Gesellschaft in ihrer ersten Phase, als Maß 
der Kontrolle und des Verbrauchs, als Mittel der Erzie­
hung zur disziplinierten Arbeit, um den Grundsatz zu 
verwirklichen: „Wer nicht arbeitet, der kriegt auch 
nicht zu essen“ 1211, als Instrument der Organisation 
der gesellschaftlichen Arbeit.
Somit sind „bürgerlich“ und „bürgerlicher Rechtshori­
zont“ notwendige Erscheinungsformen, weil durch den 
„Schein“, den der einzelne für seine Arbeitsleistung 
erhält, immer wieder der Anschein entsteht, als ob die 
ungleiche Verteilung allein von ihm selbst abhinge. Es 
wird durch dieses gleiche Maß immer wieder eine Form 
der Abstraktion von der Gesellschaft reproduziert. Da­
durch bleibt die Tatsache, daß die eigene Arbeit un­
mittelbar Bestandteil der Gesamtarbeit ist (S. 20), in 
gewisser Weise unsichtbar und verborgen. Aber diese 
Grenzen des Rechts erkennen, heißt, sie zugleich 
überschreiten. Engels sagt hierzu: „Vernünftigerweise 
aber kann man doch nur 1. versuchen, den Verteilungs­
modus zu entdecken, mit dem angefangen wird, und
2. suchen, die allgemeine Tendenz zu finden, worin sich 
die Weiterentwicklung bewegt.“/28/
Marx meint auch nicht, daß dieser bürgerliche Rechts­
horizont bis zum vollzogenen Übergang zur zweiten 
Phase vollständig und unverändert erhalten bleibt, 
sondern daß er erst dann „ g a n z  überschritten“ (S. 21, 
Hervorhebung von mir — G. H.) werden kann; denn 
das sozialistische Recht muß widerspiegeln, daß „die 
sachlichen Produktionsbedingungen“ Eigentum der Ar­
beiter selbst sind (S. 22). Das gibt der „gemeinschaft­
lichen Befriedigung von Bedürfnissen“ eine ganz andere 
Grundlage. Diese Seite „nimmt im selben Maß zu, wie 
die neue Gesellschaft sich entwickelt“ (S. 19). 
Bekanntlich wachsen auch die Aufwendungen des so­
zialistischen Staates für die Bildung, Wissenschaft, 
Kultur, Erziehung, das Gesundheitswesen, den Woh­
nungsbau und die Sozialfürsorge kontinuierlich./29/ 
Mieten werden differenziert gestaltet, generell decken 
sie nicht die Kosten; Preise werden durch gesamtge­
sellschaftliche Aufwendungen gestützt; alle haben die 
gleichen Chancen, sich zu bilden, ihre Fähigkeiten aus­
zubilden, sich die kulturellen Errungenschaften anzu­
eignen.

Gestaltungsprobleme des sozialistischen Rechts
Die vorbezeichnete Dialektik von Verteilung nach der 
Leistung und gemeinschaftlicher Bedürfnisbefriedigung 
tritt nicht nur in der gesamtstaatlichen Leitung, in der 
Bildungs- und Wohnungspolitik und ähnlichem in Er­
scheinung, sondern auf jedem Rechtsgebiet.
So muß das Arbeitsrecht einerseits Regelungen enthal­
ten, in denen das Arbeitsverhältnis zwischen dem ein­
zelnen und dem Betrieb mit seinen Rechten und Pflich­
ten, Ansprüchen und Verpflichtungen genau geregelt 
ist; es darf aber andererseits nicht isoliert werden von 
der notwendigen Entwicklung der demokratischen For­
men direkter und indirekter Einflußnahme auf die 
Leitung des Betriebes. Das läßt zugleich eine neue Ein­
heit von Rechten und Pflichten in dem scheinbar indi­
vidualisierten Rechtsverhältnis entstehen, nimmt ihnen 
das einstige isolierte „Ich gebe Dir, damit Du mir 
gibst“ und zeigt an, daß hier „Inhalt und Form“ (S. 20) 
verändert sind.

/27/ Lenin, Marxismus und Staat, a. a. O., S. 48.
/28/ Engels, Brief an C. Schmidt vom 5. August 1890, in: Marx/ 
Engels, Werke, Bd. 37, Berlin 1967, S. 436.
129/ Von 25,6 Milliarden im Jahre 1970 auf jetzt über 35 Milliar­
den wuchsen hierfür die gesamtstaatlichen Ausgaben (vgl. 
E. HoneCker auf dem Empfang des Zentralkomitees der SED 
zum Internationalen Frauentag, ND vom 8./9. März 1975, S. 3). 
Hinzu kommen noch die ebenfalls steigenden beträchtlichen 
betrieblichen Mittel und die der gesellschaftlichen Organisa­
tionen für kulturelle und soziale Zwecke.

Beides sind notwendige Seiten ein- und derselben An­
gelegenheit. Werden nur die individuellen Ansprüche 
geregelt, dann kann dem einzelnen der Blick auf die 
Produktion als seine eigene Angelegenheit versperrt 
bleiben; würden ausschließlich Mitwirkungsformen ge­
staltet, so würde der Anreiz zur Tätigkeit und Lei­
stungsentwicklung jedes einzelnen, die zugleich im In­
teresse aller liegt, untergraben.
Der Entwurf des Zivilgesetzbuchs enthält einerseits 
Vorschriften über die vertraglichen Beziehungen zwi­
schen dem Mieter und Vermieter, andererseits aber zu­
gleich auch solche über die notwendigen gemeinschaft­
lichen Formen zur Mitwirkung der Mieter an der Pflege 
und Verwaltung der Wohnhäuser. Würden die Rechte 
und Pflichten aus dem Mietvertrag unterbewertet, 
könnten sich unverantwortliche Haltungen in bezug auf 
die Wohnung ausbilden; würden die Gemeinschafts­
formen unterschätzt, bliebe es also bei der Vorstellung 
eines individualisierten Verhältnisses, dann könnte sich 
die Verantwortung für das Ganze nicht entwickeln. 
Individuelle und gesellschaftliche Verantwortung be­
dingen so einander, fließen ineinander.
Da beide Seiten notwendig sind, ist nicht die eine Seite 
etwa das Progressivere gegenüber der anderen. Beide 
dienen der Entwicklung sozialistischer Gesellschafts­
verhältnisse. Es ist deshalb nicht etwa unsozialistisch, 
rechtliche Konsequenzen zu ziehen. Mitunter ist eine 
recht liberale, langmütige, zaghafte, allzu duldsame 
Haltung anzutreffen, ganz so, als wäre es nicht sozia­
listisches Recht, das da anzuwenden ist. Der Verlet­
zung der Disziplin, einer rechtlich genau bezeichneten 
Verantwortung sollten nicht bloß allgemeine Ermah­
nungen folgen; es sollte stets auch deutlich werden, 
welcher Widerspruch zwischen dem tatsächlichen Ver­
halten und den Forderungen des Rechts besteht. Nur 
so kann Verantwortung auch zur Gewohnheit werden, 
wird auch die nötige Unduldsamkeit gegenüber Rechts­
verletzungen entwickelt. Das Recht sollte nicht im 
Hintergrund bleiben, nicht so, als wäre es das letzte, 
drohende Mittel. Es ist in allen seinen Teilen sozia­
listischen Charakters und wird demokratisch ange­
wandt.
Das Problem des „bürgerlichen Rechtshorizonts“ und 
der „Mißstände“ ist bisher in unserer Literatur vor­
nehmlich von der Kriminalitätsentwicklung her gese­
hen worden./30/ Es ist richtig, die gesellschaftshistori­
sche Entstehung der Kriminalität in der Ausbeuter­
gesellschaft zu sehen. Das darf aber nicht dazu führen, 
sie als Relikt, Rückstand, Rudiment, Restvorkommen 
oder Erbe derart zu begreifen, daß die Annahme dieser 
Hinterlassenschaft auch ebensogut ausgeschlagen wer­
den könnte. Das würde zu einem unhistorischen Be­
griff der Kriminalität verleiten; wir würden damit 
unterschätzen, wie „außerordentlich widersprüchlich, 
kompliziert und langwierig“ ihre Zurückdrängung 
ist/31/, und ungenügende Anstrengungen machen, sie 
als real vorhandene, aktuell störende Erscheinung 
wirklichkeitsnahe zu bekämpfen. Offenbar sind dabei 
die Fragestellungen, ob sie eine „notwendige, wesens­
mäßige, systemimmanente Erscheinung“ ist oder dem 
Sozialismus „ w e s e n s f r e m d  gegenübersteht und 
demzufolge für ihn prinzipiell rudimentären Charakter 
trägt“/32/, ob sie gesetzmäßig oder nicht gesetzmäßig 
ist, nicht ausreichend.

t30J Vgl. hierzu G. Stiller, „Marx’ Lehre über die Ursachen und 
die Bekämpfung der Kriminalität sowie ihre Anwendung in der 
Deutschen Demokratischen Republik“, in: Karl Marx - Be­
gründer der Staats- und Rechtstheorie der Arbeiterklasse, Ber­
lin 1968, S. 303 ff.
/31/ J. Streit, „Zu einigen theoretischen und praktischen Fra­
gen des Kampfes gegen die Kriminalität“, NJ 1973 S. 129 ff. (131). 
[32/ E. Buchholz/R. Hartmann/L Schaefer, „Zum Wesen der 
Kriminalität ln der DDR“, NJ 1969 S. 162.
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